
Aufgebot von Sparurkunden

3001110828

Inhaber/-innen der verloren gemeldeten Sparurkunden
werden gemäß Teil 2 - Abschnitt 6, Ziffer 6.1 ff. der
Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Sparkassen-
gesetz für Nordrhein-Westfalen aufgefordert, binnen drei
Monaten ihre Rechte unter Vorlage der Sparurkunden
anzumelden.

Andernfalls werden die Sparurkunden für kraftlos erklärt.

Oberhausen, 02.02.2017 

Stadtsparkasse Oberhausen
- Der Vorstand -

Bekanntmachung
Planfeststellungsverfahren für die Errich-
tung und den Betrieb einer Fernwärmelei-
tung (Rohrleitungsanlage zum Transport
von Dampf und Warmwasser) im Gebiet der
Städte Bottrop, Oberhausen und Duisburg

Die Fernwärmeschiene Rhein-Ruhr GmbH (FWSRR),
nachfolgend Antragstellerin, hat am 06.09.2016 bei der
Bezirksregierung Düsseldorf einen Antrag auf Erteilung
eines Planfeststellungsbeschlusses gestellt.

Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens ist die 

Errichtung und der Betrieb einer Fernwärmeleitung von
Bottrop-Welheim nach Duisburg-Walsum einschließlich
aller Folgemaßnahmen sowie der erforderlichen Neben-
einrichtungen, insbesondere eine 

Druckerhöhungsstation in Duisburg-Walsum und 

Wärmeübergabestationen in Bottrop-Süd, Oberhausen
und Duisburg-Fahrn.

Das Planfeststellungsverfahren umfasst sämtliche für das
Vorhaben notwendigen öffentlich-rechtlichen Zulassungen
und sonstige Genehmigungen.

Die Trasse der neu zu errichtenden Fernwärmeleitung ver-
läuft durch die Kommunen Bottrop, Oberhausen und
Duisburg. Für das Vorhaben einschließlich der landschafts-
pflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden
Grundstücke innerhalb der Gebiete der Städte Duisburg,
Bottrop, Oberhausen und Dorsten, letztere ausschließlich
für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, beansprucht.

Für die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens
gelten gem. § 20 Abs. 1, § 21 und § 22 des Gesetzes über
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung
mit § 72 Abs. 1, 1. Halbsatz und § 1 Abs. 3 VwVfG (Bund)
die §§ 72 bis 78 des VwVfG NRW.

In diesem Verfahren ist die Bezirksregierung Düsseldorf
die zuständige Behörde (Nr. 7.7 des Anhangs II der Zu-
ständigkeitsverordnung Umweltschutz [ZustVU]) für die
Anhörung und die Entscheidung über die Zulässigkeit der
Planfeststellung.

Mit Erlass vom 20.01.2015 - IV - 8 - 50 31 30.3 – in der
Fassung des Erlasses vom 21.12.2016 – IV - 8 - 50 31
30.3 – hat das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt,
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW der
Bezirksregierung Düsseldorf die Zuständigkeit für
Bereiche des Vorhabens, die grundsätzlich in den ört-
lichen Zuständigkeitsbereich der Bezirksregierung
Münster und Arnsberg fallen, übertragen.

Für das Vorhaben war gemäß § 3c UVPG in Verbindung
mit Nr. 19.7.1 der Anlage I zum UVPG eine allgemeine
Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. Diese
Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchzuführen ist.

Die Unterlagen zur Planfeststellung sind öffentlich aus-
zulegen. Die Öffentlichkeit erhält dadurch Gelegenheit,
zu dem geplanten Vorhaben Stellung zu nehmen.

Aus den Unterlagen (insbesondere die Unterlagen für die
Umweltverträglichkeitsprüfung, unter anderem Erläuter-
ungsbericht, allgemein verständliche Zusammenfas-
sung, Gutachten und Planzeichnungen) ergeben sich Art
und Umfang der beabsichtigten Maßnahmen sowie die
Umweltauswirkungen (Unterlagen nach § 6 UVPG).

Durch die Auslegung der Unterlagen erfolgt gleichzeitig
die Anhörung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswir-
kungen des Vorhabens nach § 9 Abs. 1 UVPG in Verbin-
dung mit § 73 Abs. 3 bis 7 VwVfG NRW.

Die Unterlagen zur Planfeststellung werden gemäß § 73
Abs. 3 bis 5 VwVfG NRW für die Dauer eines Monats in
der Zeit vom 

01.03.2017 bis 31.03. 2017 einschließlich

im Technischen Rathaus Sterkrade, Bahnhofstr. 66,
Zimmer B 605

zu folgenden Zeiten

montags bis donnerstags 08:30 - 12:00 Uhr
und 13:30 - 15:30 Uhr,
freitags 08:30 - 12:00 Uhr

zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt.

Die Unterlagen zur Planfeststellung liegen im gleichen
Zeitraum in allen durch die Baumaßnahmen betroffenen
Kommunen (Bottrop, Oberhausen, Duisburg) zur Einsicht-
nahme aus. Zudem werden die vollständigen Unterlagen in
den Kommunen ausgelegt, die im Einzugsgebiet der
bereits vorhandenen Fernwärmeschiene Niederrhein
(Voerde, Dinslaken und Moers) und der Fernwärmeschiene
Ruhr (Essen, Gelsenkirchen, Recklinghausen, Herten und
Herne) liegen sowie im Hinblick auf durchzuführende
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in Dorsten.
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Außerdem werden die Antragsunterlagen in diesem Zeit-
raum im Internet auf der Homepage der Bezirksregierung
Düsseldorf veröffentlicht. Maßgeblich ist der Inhalt der
ausgelegten Unterlagen bei den Kommunen.

Die Planunterlagen enthalten aus Gründen des Daten-
schutzes keine Einzelangaben über persönliche oder
sachliche Verhältnisse bestimmter oder bestimmbarer
natürlicher Personen; Name und Anschrift der Eigentümer
der betroffenen Grundstücke werden beispielsweise nicht
genannt. In den Planunterlagen werden die betroffenen
Grundstücke nur mit Katasterangaben bezeichnet.

Gegenstände der öffentlichen Auslegung:

- Erläuterungsbericht zum Vorhaben (Beschreibung des
Vorhabens mit Trassenverlauf, technische Beschrei-
bung des Vorhabens und der damit verbundenen Son-
derbauwerke, Beschreibung der Baudurchführung);

- Betrachtung alternativer Linienführungen;
- Lagepläne mit Darstellung des Bedarfs an Grund und

Boden;
- Umweltverträglichkeitsstudie - Betrachtung und Bewer-

tung der Schutzgüter:
- Mensch einschließlich der menschlichen Gesund-

heit sowie Kulturgüter und sonstige Sachgüter
(beispielsweise Flächenverluste in Wohnbauflä-
chen und öffentlichen Grünanlagen, Verlust von
Vegetationsstrukturen),

- Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt (beispielsweise
Trennwirkung von Wanderkorridoren, Verlust von
Habitatbäumen, Flächen in Landschaftsschutz-
gebieten, geschützten Biotopen sowie Biotop-
katasterflächen),

- Boden (beispielsweise Verlust / Versiegelung
natürlicher Böden, Umlagerung belasteter Böden),

- Wasser (beispielsweise Verunreinigung von
Grund- und Oberflächengewässern, Quer-
schnittseinschränkung von Fließgewässern und
damit verbundene Veränderung des Deichflus-
ses, Einflussnahme auf die Grundwasserneubil-
dung durch Versiegelung),

- Luft, Klima (beispielsweise Unterbrechung von
Kaltluft- und Frischluftbahnen, Verlust von lufthy-
gienisch und klimatisch wirksamen Vegetations-
flächen),

- Landschafts- und Ortsbild (beispielsweise Verlust
von landschafts- und ortsbildprägenden Elemen-
ten, Beeinträchtigung des Orts- und Landschafts-
bildes, Unterbrechung von Sichtbeziehungen und
Sichtachsen),

- Kultur- und sonstige Sachgüter (beispielsweise
Auswirkungen auf Boden- und Baudenkmale,
Verlust von landschaftsgestalterischen Elemen-
ten und Kunstobjekten), einschließlich einer all-
gemein verständlichen, nicht technischen Zu-
sammenfassung;

- Landschaftspflegerischer Begleitplan;
- Artenschutzbericht;
- Bodenmanagementkonzept;
- Baugrundgutachten (Grundwassergleichen, Tiefen-

lage Kreide/Tertiär, Auffüllungen, Bergsenkungen);
- Schallgutachten.

Jede Person, deren Belange durch das Vorhaben berührt
werden, kann vom Beginn des Auslegungszeitraumes
(01.03.2017) bis spätestens zwei Wochen nach dem
Ende der Auslegungsfrist, d.h. bis einschließlich
18.04.2017, schriftlich oder zur Niederschrift bei der / den
o.g. Auslegungsstelle/n oder bei der Bezirksregierung
Düsseldorf, - Dezernat 54 -, Cecilienallee 2 in 

40474 Düsseldorf (unter Angabe des Aktenzeichens:
54.08.04.50-1) Einwendungen erheben. Entsprechendes
gilt für nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes
anerkannte Umweltvereinigungen.

Die Einwendungen sollen eingehend begründet sein, be-
troffene Rechtsgüter bezeichnen und befürchtete Beein-
trächtigungen benennen. Die Einwendung muss unter-
schrieben und mit einem lesbaren Namen und Anschrift
versehen sein.

Mit Ablauf des 18.04.2017 sind gem. § 73 Abs. 4 Satz 3
VwVfG NRW alle Einwendungen ausgeschlossen, die
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen
(Präklusion).

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofs (Urteil vom 15. Oktober 2015, Rs. C-137/14) gelten
die Fristen, deren Nichteinhaltung zum Einwendungs-
ausschluss führt, bei bestimmten Verfahren mit Öffent-
lichkeitsbeteiligung nicht. Es ist rechtlich noch nicht
abschließend geklärt, ob diese Rechtsprechung auch für
das vorliegende Planfeststellungsverfahren gilt. Durch
Einhaltung der Einwendungsfrist im Planfeststellungs-
verfahren kann ein Ausschluss verspäteter Einwendun-
gen sicher vermieden werden.

Die Bezirksregierung Düsseldorf bietet die Möglichkeit
an, Einwendungen in rechtsverbindlicher elektronischer
Form gemäß § 3a VwVfG NRW über das Elektronische
Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) zu senden.
Eine einfache Mail erfüllt diese Anforderungen nicht und
bleibt daher unberücksichtigt.

Wegen der diesbezüglichen Zugangsvoraussetzungen
wird auf die Internetveröffentlichung unter

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/EGVP.html 

verwiesen.

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf
Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfäl-
tigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichför-
mige Eingaben), gilt für das Verfahren derjenige
Unterzeichner als der Vertreter der übrigen Unterzeich-
ner, der darin mit seinem Namen und seiner Anschrift als
Vertreter der übrigen Unterzeichner bezeichnet ist, soweit
er nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt worden ist.
Vertreter kann nur eine (einzelne) natürliche Person sein.

Gleichförmige Eingaben, die die vorgenannten Angaben
(Bezeichnung eines Vertreters) nicht deutlich sichtbar auf
jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite enthalten,
oder deren Vertreter nicht eine natürliche Person ist, kön-
nen unberücksichtigt bleiben. Hierüber entscheidet die
Planfeststellungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermes-
sen. Ferner werden gleichförmige Eingaben insoweit un-
berücksichtigt bleiben, als Unterzeichner ihren Namen
oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben
haben.

Rechtzeitig erhobene Einwendungen gegen den Plan
werden in einem gesonderten Termin mündlich erörtert
(Erörterungstermin). Der Erörterungstermin wird ortsüb-
lich bekannt gemacht.

Diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben
haben, bzw. bei gleichförmigen Eingaben der Vertreter,
werden von dem Erörterungstermin gesondert benach-
richtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzuneh-
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men, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung
ersetzt werden. Die Einwender können sich im Erörter-
ungstermin durch einen Bevollmächtigten vertreten las-
sen. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche
Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der An-
hörungsbehörde zu geben ist.

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in einem Erörterungster-
min kann auch ohne ihn verhandelt werden.

Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung
von Einwendungen, Teilnahme am Erörterungstermin
oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden
nicht erstattet.

Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht im
Planfeststellungsverfahren dem Grunde nach zu ent-
scheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin,
sondern in einem gesonderten Entschädigungsverfahren
behandelt.

Über die Einwendungen wird nach Abschluss des
Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde
entschieden. Die Zustellung der Entscheidung (Planfest-
stellungsbeschluss) an die Einwender kann durch öffent-
liche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50
Zustellungen vorzunehmen sind.

Düsseldorf, 31.01.2017

Bezirksregierung Düsseldorf
- 54.08.04.50-1

Im Auftrag

gez. Annemarie Schmidt

Jahresabschluss 2015 der ASO Altenein-
richtungen der Stadt Oberhausen 

Der Sozialausschuss hat als Betriebsausschuss der ASO
Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen gemäß § 26
Abs. 1 der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (EigVO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16.11.2004 (GV NW S. 644) in sei-
ner Sitzung am 15.06.2016

den Jahresabschluss 2015
bestehend aus Bilanz
Gewinn- und Verlustrechnung
Anhang
Anlagennachweis

den Lagebericht 2015

nach Aufstellung durch die Betriebsleitung zustimmend
beraten.

In seiner Sitzung vom 04.07.2016 hat der Rat der Stadt
aufgrund des Beratungsergebnisses des Betriebsaus-
schusses ASO den Jahresabschluss 2015 und den
Lagebericht 2015 gemäß § 26 Abs. 2 EigVO festgestellt
und beschlossen, den Jahresüberschuss 2015 in Höhe
von 92.977,84 € auf neue Rechnung vorzutragen und
einen Betrag in Höhe von 50.000 € für die Maßnahme 134
des Haushaltssanierungsplanes der Stadt Oberhausen
zur Verfügung zu stellen sowie dem Betriebsleiter der
ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen für das
Wirtschaftsjahr 2015 Entlastung zu erteilen. 

Bestätigungsvermerk

Die GPA NRW ist gemäß §106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Alteneinrichtungen der Stadt
Oberhausen. Zur Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung zum 31.12.2015 hat sie sich der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft HLB Dr. Schumacher & Partner GmbH,
Münster, bedient.

Diese hat mit Datum vom 18.03.2016 den nachfolgend
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht der
ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen, Ober-
hausen, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2015 bis 
31. Dezember 2015 geprüft. Die Buchführung und die
Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberich-
tes nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften
liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung der
Einrichtung. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der
von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über
den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführ-
ung und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB und nach § 106 G0 NW unter Beachtung der vom
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich
auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung
und des durch den Lagebericht vermittelten Bildes der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswir-
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 
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Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der Einrichtung sowie
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres-
abschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des
Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir sind der
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend siche-
re Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahres-
abschluss den deutschen handelsrechtlichen und den
ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und ver-
mittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Einrichtung. Der Lagebericht steht im
Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Einrichtung und
stellt die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung
zutreffend dar.“

Münster, 18. März 2016
Dr. Schumacher & Partner GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

gez. gez.
Schweers Dr. Kaufmann
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft HLB Dr. Schumacher & Partner
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen
Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht
erforderlich.

Herne, 02.11.2016
GPA NRW

Im Auftrag
gez. Helga Giesen

Der Jahresabschluss und der Lagebericht für das Jahr
2015 sind zu den üblichen Bürozeiten in der Verwaltung
der ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen, Elly-
Heuss-Knapp-Straße 3,  46145 Oberhausen einsehbar.

Oberhausen, 28.01.2017
ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen

Udo Spiecker
Betriebsleiter

Allgemeinverfügung
Glasverbot am 26.02.2017 zwischen 
10:00 Uhr und 18:00 Uhr

Gemäß § 14 des Ordnungsbehördengesetzes NRW
(OBG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Mai 1980 (GV NRW Seite 528) wird folgende
Verfügung erlassen:

1. Anlässlich des Karnevalsumzuges Alt-Oberhausen
wird am 26.02.2017 für den unter Ziffer 1 genannten
Bereich in der Zeit von 10:00 Uhr bis 18:00 Uhr das
Mitführen und Verwenden von Glasbehältnissen
außerhalb von geschlossenen Räumen untersagt.

2. Das Verbot gilt räumlich für folgenden Bereich:
Havensteinstraße zwischen Christian-Steger-Straße
und Helmholtzstraße sowie Geibelstraße ab Einmün-
dung Otto-Dibelius-Straße

Das Verbot erstreckt sich bei den genannten Straßen
und Wegen im Grenzbereich auf beiden Seiten. Der
Geltungsbereich ist in der anliegenden Karte schraf-
fiert dargestellt. Die Karte ist Bestandteil der All-
gemeinverfügung.

3. Die Anordnungen dieser Allgemeinverfügung sind sofort
vollziehbar gemäß § 80 Absatz 2 Ziffer 4 der Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. März 1991 (BGBI I, Seite 686).

4. Diese Allgemeinverfügung gilt mit dem auf die Be-
kanntgabe folgenden Tag als bekannt gemacht.

Begründung:

Anlässlich des vom Hauptausschuss Groß Oberhause-
ner Karneval durchgeführten Karnevalsumzuges Alt-
Oberhausen zu der in der Regel ca. 150.000 Besucher
kommen, ist es häufig zu massiven Störungen der öffent-
lichen Sicherheit im Bereich der in Punkt 1 genannten
Räumlichkeit gekommen.

Junge Menschen haben den Karnevalsumzug zum An-
lass genommen, sich im gesamten Bereich zu versam-
meln und dort mitgebrachten Alkohol zu konsumieren.

Jugendliche und junge Erwachsene haben sich bereits
mehrere Stunden vor Beginn des Karnevalsumzuges
dort ausschließlich zum Alkoholverzehr versammelt. Die
Veranstaltung wurde genutzt, ungehemmt massiv Al-
kohol - vorwiegend aus Glasflaschen - zu konsumieren.
Viele der geleerten Flaschen wurden auf den Asphalt zer-
schlagen, Besucher und Besucherinnen angepöbelt.

Sowohl von aggressiven Betrunkenen als auch von am
Boden liegenden Flaschen und Scherben geht eine er-
hebliche Gefahr für die Gesundheit der Besucher, der
eingesetzten Ordnungskräfte und unbeteiligter Dritter
aus. Massive Schnittverletzungen durch Glasscherben
sind zu befürchten. Daneben ist auch der präventive Ein-
satz von Polizeihunden ausgeschlossen, weil sich die
Tiere an den Scherben ebenso verletzen könnten.

Außerdem kann nicht ausgeschlossen werden, dass Fla-
schen gezielt als Wurfgeschosse eingesetzt werden und
so ebenfalls gesundheitliche Schäden oder erhebliche
Sachschäden herbeiführen können.

Es liegt nicht nur im Gefahrenverdacht, sondern bereits
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mit dem Verbringen des Glases in die bezeichneten
Bereiche eine konkrete Gefahr vor, da die hinreichende
Wahrscheinlichkeit eines Schadeneintritts schon allein
durch dieses Verhalten besteht.

Denn bereits das massenhafte Einbringen und Zerschla-
gen von Glasbehältnissen in und auf die Verkehrsflä-
chen ist eine Verletzung des geltenden Rechts, nämlich
des § 2 Absatz 2 der Ordnungsbehördlichen Verordnung
über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung im Gebiet der Stadt Oberhausen (OVo). Die
Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass von
den in der Menschenmasse feiernden Personen ausge-
trunkene Flaschen nicht in Abfallbehältnissen, sondern
zu überwiegenden Teil „auf der Straße“ landen. Rechtlich
betrachtet liegt somit in all diesen Fällen jeweils ein
Verstoß gegen das Verunreinigungsverbot vor und damit
eine Störung der öffentlichen Ordnung.

Insoweit bildet nicht erst das Wegwerfen, Abstellen oder
gar Zerschlagen einer Flasche die potentielle Gefahr, darin
liegt vielmehr bereits die Störung der öffentlichen Sicher-
heit. Die Gefahr, das heißt der zu erwartende Eintritt der
Rechtsverletzung, ist erkennbar bereits mit dem Einbrin-
gen von Glasflaschen in den Verkehrsraum an Karnevals-
tagen gegeben. Denn die in den früheren Jahren jeweils
im Straßenraum festzustellenden unüberschaubaren
Mengen von ordnungswidrig entsorgten Glasflaschen und
Glasscherben können unter den besonderen Umständen
des Karnevals bei der gebotenen wertenden Betrachtung
bereits als unmittelbare Folge des Mitführens von Geträn-
keflaschen aus Glas angesehen werden. Von einem blo-
ßen Gefahrenverdacht kann keine Rede mehr sein.

Damit ist die entscheidende materiell-rechtliche Voraus-
setzung einer Regelung zur Gefahrenabwehr erfüllt.

Aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes ergibt
sich die Pflicht des Staates, sich schützend vor Rechts-
güter wie die körperliche Unversehrtheit zu stellen und
diese auch vor Eingriffen von Seiten Dritter zu schützen.
Dieser Bezug rechtfertigt ein solches Glasverbot. Die kör-
perliche Unversehrtheit, die Gesundheit und das Leben
genießen einen höheren Stellenwert als die freie Entfal-
tung der Persönlichkeit und rechtfertigen die Grund-
rechtseinschränkung.

Die widerstreitenden Interessen wurden unter Beachtung
der Verhältnismäßigkeit abgewogen. Die Gesundheit der
Besucher, die Sicherheit Unbeteiligter und der Schutz
hochwertiger Sachgüter wiegen mehr, als die Interessen
Einzelner an ihrer allgemeinen Handlungsfreiheit. Andere
mögliche geeignete, aber weniger beeinträchtigende
Maßnahmen sind nicht ersichtlich, insbesondere kom-
men keine Nebenbestimmungen in Betracht, mit denen
die Verfügung weniger einschneidend wäre. Die zeitliche
Befristung und die örtliche Beschränkung sind geeignet
und angemessen, die Grundrechtseinschränkung zu
Gunsten von Leib, Leben und Gesundheit der Besuche-
rinnen und Besucher der Veranstaltung und die von
unbeteiligten Dritten hinzunehmen.

Begründung zur Anordnung der sofortigen Vollziehung:

Die sofortige Vollziehung nach § 80 Absatz 2 Ziffer 4 der
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird aus folgenden
im öffentlichen Interesse liegenden Gründen angeordnet:
Zweck dieser Verfügung ist der Schutz der Gesundheit
von Menschen, die Unversehrtheit von Tieren und der
Schutz von hochwertigen privaten und öffentlichen
Sachgütern vor den glasbedingten Gefahren, die durch

eine hohe Zahl alkoholisierter Menschen auf kleiner Flä-
che entstehen. Die Erfahrungen der Stadt Dortmund an-
lässlich der Love-Parade 2008 mit einem Glasverbot und
die der Stadt Köln anlässlich des Straßenkarnevals und
bei Fußballspielen des 1. FC Köln haben gezeigt, dass
mit einem Glasflaschenverbot die Zahl der Körperverlet-
zungen ganz erheblich zurückgegangen ist.

Dem Schutz auf körperliche Unversehrtheit müssen die
privaten Interessen am Verzehr von alkoholischen Ge-
tränken in Glasbehältnissen zeitweise zurückstehen.

Angesichts der unkalkulierbaren alkoholbedingt enthem-
menden Folgen der unter Alkoholeinfluss begangenen
Straftaten und der von Glasscherben ausgehenden Ge-
fahren überwiegt das öffentliche Interesse vor den priva-
ten Interessen, vom Vollzug dieser Verfügung bis zur end-
gültigen Entscheidung in einem Klageverfahren verschont
zu bleiben.

Hinweis:

Das Verwaltungsgericht in Düsseldorf, Bastionstraße 39,
40213 Düsseldorf kann gemäß § 80 Absatz 5 VwGO auf
Antrag die Anordnung der sofortigen Vollziehung aufhe-
ben und damit die aufschiebende Wirkung ganz oder teil-
weise wieder herstellen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe bei dem Verwaltungsgericht
Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der
Geschäftsstelle Klage erhoben werden.

Die Klage kann auch in elektronischer Form nach
Maßgabe der Verordnung über den elektronischen
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen (ERVVO
VG/FG) vom 7. November 2012 (GV.NRW.S.548) erho-
ben werden.

Oberhausen, 07.02.2017

Stadt Oberhausen
Bereich 2-4
Bürgerservice, Öffentliche Ordnung
Im Auftrag

Ohletz
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Im Auftrag der Stadt Oberhausen, Fach-
bereich 5-6-40, 46047 Oberhausen, schreibt
die WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen
GmbH, Kanäle und Straßen, 46049 Ober-
hausen, Buschhausener Straße 149, Tele-
fon 0208 8578-321, Telefax 0208 8578-322,
hiermit nach VOB/A öffentlich aus:

Maßnahme:
Lindnerstraße von Hammerstraße bis Buschhausener
Straße (Deckenerneuerung) 

Leistung:
ca.5.800 m² Fahrbahnschichten fräsen
ca.5.800 m² Splittmastixasphalt liefern und ein-

bauen
ca.100 m Rinnenbahn regulieren
ca.10 Stück Straßeneinläufe mit Anschlussleitung

erneuern
ca.11 Stück Straßeneinläufe regulieren
ca.10 Stück Schachtabdeckungen erneuern

Bauzeit:
Anfang 24. KW 2017 - Ende 27. KW 2017

Zuschlagsfrist:
07.04.2017

Die Angebotsunterlagen können ab 20.02.2017 bis
02.03.2017 nur schriftlich bei der ausschreibenden o. g.
Stelle unter Beifügung eines Verrechnungsschecks oder
einer beglaubigten Einzahlungsquittung mit Angabe des
Projektes angefordert werden.

Maßnahme:
Lindnerstraße von Hammerstraße bis Buschhausener
Straße (Deckenerneuerung)

Stadtsparkasse Oberhausen
IBAN: DE67 3655 0000 0000 1732 60, 
Swift-BIC: WELADED10BH
Zusammenfassung von mehreren Objekten ist nicht
zulässig.

Kostenbeitrag:
35,00 € Bruttobetrag einschl. gesetzlicher Mehrwert-
steuer und Portokosten

Der Betrag wird nicht erstattet.

Die Ausgabe der Angebotsunterlagen erfolgt nur an sol-
che Firmen oder Bietergemeinschaften, die nachweislich
in den letzten Jahren Leistungen gleicher oder ähnlicher
Art ausgeführt haben und in der Lage sind, die geforder-
ten Fristen einzuhalten. Ein entsprechender Nachweis ist
auf Anforderung zu erbringen.

Auskünfte erteilt:
Herr Barmscheidt
WBO GmbH, Kanäle und Straßen 
Tel. 0208 8578-370

Die Angebote sind zu richten an die
Submissionsstelle der WBO Wirtschaftsbetriebe Ober-
hausen GmbH, Kanäle und Straßen, 46049 Oberhausen,
Buschhausener Straße 149, Erdgeschoss rechts,
Zimmer 011.

Eröffnungstermin am 09.03.2017, um 11:30 Uhr
Teilnehmerkreis gem. VOB/A - § 14 / 1

Bieter sowie deren Nachunternehmer und Verleiher von
Arbeitskräften haben gemäß den Vorgaben des § 4
TVgG - NRW in Verbindung mit § 8 TVgG sowie §§ 17
und 18 TVgG - NRW auf gesondertes Verlangen der
Vergabestelle Verpflichtungserklärungen und Nachweise
zur Beitragsentrichtung gemäß § 7 TVgG - NRW abzu-
geben, wenn Sie nicht präqualifiziert sind oder deren
Präqualifikation sie Nachweise und Erklärungen des
TVgG - NRW nicht mit einschließen.

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Bestim-
mungen der VOB können sich Bieter an die Bezirks-
regierung Düsseldorf, Postfach 30 08 65, 40408 Düssel-
dorf, wenden.

Im Auftrag der Stadt Oberhausen, Fach-
bereich 5-6-40, 46047 Oberhausen, schreibt
die WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen
GmbH, Kanäle und Straßen, 46049 Ober-
hausen, Buschhausener Straße 149, Tele-
fon 0208 8578-321, Telefax 0208 8578-322,
hiermit nach VOB/A öffentlich aus:

Maßnahme:
Neubau der L 215 n von Weseler Straße bis Weierstraße
- Suchgrube zum Auffinden der Versorgungsträgerleitun-
gen -

Leistung:
ca.225 m³ Suchgraben in Maschinenschachtung

herstellen 
ca. 50 m³ Suchgraben in Handschachtung herstel-

len
ca. 25 m³ Füllsand liefern und einbauen
ca. 1 Stück Wasserhaltung mittels Spüllanzen 

Bauzeit:
Anfang 23. KW 2017 - Ende 26. KW 2017

Zuschlagsfrist:
07.04.2017

Die Angebotsunterlagen können ab 20.02.2017 bis
02.03.2017 nur schriftlich bei der ausschreibenden o. g.
Stelle unter Beifügung eines Verrechnungsschecks oder
einer beglaubigten Einzahlungsquittung mit Angabe des
Projektes angefordert werden.

Maßnahme:
Neubau der L 215 n von Weseler Straße bis Weierstraße
- Suchgrube zum Auffinden der Versorgungsträgerleitun-
gen -

Stadtsparkasse Oberhausen
IBAN: DE67 3655 0000 0000 1732 60, 
Swift-BIC: WELADED10BH
Zusammenfassung von mehreren Objekten ist nicht
zulässig.

Kostenbeitrag:
35,00 € Bruttobetrag einschl. gesetzlicher Mehrwert-
steuer und Portokosten

Der Betrag wird nicht erstattet.
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Die Ausgabe der Angebotsunterlagen erfolgt nur an solche Firmen
oder Bietergemeinschaften, die nachweislich in den letzten Jahren
Leistungen gleicher oder ähnlicher Art ausgeführt haben und in der
Lage sind, die geforderten Fristen einzuhalten. Ein entsprechender
Nachweis ist auf Anforderung zu erbringen.

Auskünfte erteilt:
Herr Barmscheidt
WBO GmbH, Kanäle und Straßen 
Tel. 0208 8578-370

Die Angebote sind zu richten an die
Submissionsstelle der WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen
GmbH, Kanäle und Straßen, 46049 Oberhausen, Buschhausener
Straße 149, Erdgeschoss rechts, Zimmer 011.

Eröffnungstermin am 09.03.2017, um 11:00 Uhr
Teilnehmerkreis gem. VOB/A - § 14 / 1

Bieter sowie deren Nachunternehmer und Verleiher von Arbeits-
kräften haben gemäß den Vorgaben des § 4 TVgG - NRW in Ver-
bindung mit § 8 TVgG sowie §§ 17 und 18 TVgG - NRW auf ge-
sondertes Verlangen der Vergabestelle Verpflichtungserklärungen
und Nachweise zur Beitragsentrichtung gemäß § 7 TVgG - NRW
abzugeben, wenn Sie nicht präqualifiziert sind oder deren
Präqualifikation sie Nachweise und Erklärungen des TVgG - NRW
nicht mit einschließen.

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Bestimmungen der
VOB können sich Bieter an die Bezirksregierung Düsseldorf,
Postfach 30 08 65, 40408 Düsseldorf, wenden.

Im Auftrag der Stadt Oberhausen, Fachbereich 
5-6-40, 46047 Oberhausen, schreibt die WBO
Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH, Kanäle
und Straßen, 46049 Oberhausen, Buschhausener
Straße 149, Telefon 0208 8578-321, Telefax 0208
8578-322, hiermit nach VOB/A öffentlich aus:

Maßnahme:
Lepkesfeld von Priesterhof bis Mühlenstraße - Dünne Schichten im
Kalteinbau (DSK)

Leistung:
ca. 2.900 m² Asphaltflächen reinigen
ca. 2.900 m² Asphaltmischgut für DSK 5 liefern und einbauen
ca. 240 m² Asphaltdecken fräsen
ca. 13 Stück Schieber regulieren

Bauzeit:
Anfang 30. KW 2017 - Ende 31. KW 2017

Zuschlagsfrist:
07.04.2017

Die Angebotsunterlagen können ab 20.02.2017 bis 02.03.2017 nur
schriftlich bei der ausschreibenden o. g. Stelle unter Beifügung
eines Verrechnungsschecks oder einer beglaubigten Einzahlungs-
quittung mit Angabe des Projektes angefordert werden.

Maßnahme:
Lepkesfeld von Priesterhof bis Mühlenstraße - Dünne Schichten im
Kalteinbau (DSK)

Stadtsparkasse Oberhausen
IBAN: DE67 3655 0000 0000 1732 60, 
Swift-BIC: WELADED10BH
Zusammenfassung von mehreren Objekten ist nicht zulässig.

Kostenbeitrag:
35,00 € Bruttobetrag einschl. gesetzlicher Mehrwertsteuer und
Portokosten

Der Betrag wird nicht erstattet.

Die Ausgabe der Angebotsunterlagen erfolgt nur an solche Firmen
oder Bietergemeinschaften, die nachweislich in den letzten Jahren
Leistungen gleicher oder ähnlicher Art ausgeführt haben und in der
Lage sind, die geforderten Fristen einzuhalten. Ein entsprechender
Nachweis ist auf Anforderung zu erbringen.

Auskünfte erteilt:
Herr Barmscheidt
WBO GmbH, Kanäle und Straßen 
Tel. 0208 8578 - 370

Die Angebote sind zu richten an die
Submissionsstelle der WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen
GmbH, Kanäle und Straßen, 46049 Oberhausen, Buschhausener
Straße 149, Erdgeschoss rechts, Zimmer 011.

Eröffnungstermin am 09.03.2017, um 10:00 Uhr
Teilnehmerkreis gem. VOB/A - § 14 / 1

Bieter sowie deren Nachunternehmer und Verleiher von Arbeits-
kräften haben gemäß den Vorgaben des § 4 TVgG - NRW in Ver-
bindung mit § 8 TVgG sowie §§ 17 und 18 TVgG - NRW auf ge-
sondertes Verlangen der Vergabestelle Verpflichtungserklärungen
und Nachweise zur Beitragsentrichtung gemäß § 7 TVgG - NRW
abzugeben, wenn Sie nicht präqualifiziert sind oder deren
Präqualifikation sie Nachweise und Erklärungen des TVgG - NRW
nicht mit einschließen.

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Bestimmungen der
VOB können sich Bieter an die Bezirksregierung Düsseldorf,
Postfach 30 08 65, 40408 Düsseldorf, wenden.
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